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Berichte

Internationale Fachkonferenz
Bosnien-Forum 2022 – 30 Jahre nach Beginn des Krieges
Eine Zeitenwende auch für Bosnien und Herzegowina?
Veranstalter: Heinrich-Böll-Stiftung und Südosteuropa-Gesellschaft, 
Hybrid: Berlin und online via ZOOM, 06. April 2022

Bericht: Wladimir Dirksen, München

Vorbemerkung
In Anbetracht der aktuellen Entwicklungen im 
Land, die von wachsenden ethnischen Span­
nungen und Abspaltungstendenzen nationalis­
tischer Parteien begleitet werden, kam es am 
16. August 2022 zur Entsendung einer symbo­
lischen Anzahl von rund 25 Bundeswehrsol­
dat*innen im Rahmen der EU-Mission „Eufor 
Althea“ nach Bosnien und Herzegowina. Dies 
war seit 2012 die erste Entsendung deutscher 
Soldat*innen in das Land. Ähnlich wie damals 
sollen sie zunächst bis Ende Juni 2023 die Aus­
bildung der Streitkräfte in Sarajevo unterstüt­
zen, zum anderen aber durch eine dezentrale 
Stationierung – beispielsweise auch in zivilen 
Häusern – als eine Art Frühwarnsystem wirken, 
sollten sich die ethnischen Spannungen ver­
schärfen. Auch in die Republika Srpska, wo der 
Vorsitzende der größten bosnisch-serbischen 
Partei und Mitglied des dreiköpfigen Staatsprä­
sidiums Bosnien und Herzegowinas, Milorad 
Dodik, die Abspaltung der Region vorantreibt, 
sollen Bundeswehrsoldat*innen entsendet wer­
den. Aufgrund der Unterstützung der bosnisch-
serbischen Abspaltungsbestrebungen durch die 
Russische Föderation soll der Bundeswehrein­
satz, wie es im Text für das Bundestagsmandat 
zum deutschen Einsatz heißt, auch der wach­
senden Einflussnahme Russlands auf die Politik 
des Landes Rechnung tragen und der Gefahr, 
dass der russische Überfall auf die Ukraine „als 

Katalysator für eine weitere Destabilisierung 
Bosnien und Herzegowinas genutzt werden 
könnte“, entgegenwirken. Auch im Hinblick auf 
mögliche wachsende Spannungen im Zuge der 
Wahlen am 02. Oktober 2022 ist der vorliegende 
Bericht ausführlicher, als es sonst in den SOM 
üblich ist. (Anm. d. Red.)

Einleitung
Am 06. April 2022, dem 30. Jahrestag des Aus-
bruchs des Bosnienkrieges, veranstaltete die 
Heinrich-Böll-Stiftung gemeinsam mit der Süd-
osteuropa-Gesellschaft ein „Bosnien-Forum“, um 
aktuelle Entwicklungen im Land besonders vor 
dem Hintergrund des russischen Angriffskrieges 
gegen die Ukraine zu diskutieren. Hierfür wurden 
bosnische Gäste aus Zivilgesellschaft und Politik 
nach Berlin eingeladen, um anhand ihrer Ein-
schätzungen zu diskutieren, wo sie Zukunfts-
chancen, Sicherheitsrisiken und aktuelle Priori-
täten für die Region sehen. Im Rahmen des Fo-
rums hatten sie die Gelegenheit, mit Vertreterin-
nen und Vertretern aus Regierung, Parlament, 
Medien und Wissenschaft in Deutschland ins Ge-
spräch zu kommen und ihre bosnische Perspek-
tive in den Austausch mit der deutschen und eu-
ropäischen Bosnien-Politik einzubringen. 30 Jah-
re nach Beginn des grausamen Angriffskrieges 
auf das multi-ethnische Bosnien und Herzegowi-
na (BuH), in dessen Verlauf unzählige Kriegsver-
brechen bis hin zum Völkermord von Srebrenica 
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begangen wurden, ist das Land noch weit von 
den Idealvorstellungen einer zivilen und rechts-
staatlich verfassten Gesellschaft entfernt. Bis 
heute kann die bosnische Regierung den Bewoh-
nern des Landes keine gleichberechtigten Bür-
ger- und Beteiligungsrechte, unabhängig von 
ethnischer, religiöser oder sonstiger Zuordnung 
und Zuschreibung, garantieren. 

Anstelle einer inklusiven Politik schlägt die Ent-
wicklung in BuH eine Richtung ein, die von den-
selben Interessen und Ideologien dominiert wird, 
welche vor drei Jahrzehnten zum Krieg führten. 
Ethno-nationalistische Eliten, die heute wie da-
mals ihre eigene Machtsicherung mit einer Poli-
tik der Angst und der kollektiven Schuldzuwei-
sung gegenüber der jeweils „anderen“ ethni-
schen Gruppe vorantreiben, destabilisieren auf 
gefährliche Art und Weise die Einheit und damit 
die Sicherheit der Bosnier*innen. So arbeitet vor 
allem Milorad Dodik, Vorsitzender der größten 
bosnisch-serbischen Partei Savez nezavisnih so-
cijaldemokrata (SNSD, Allianz der unabhängigen 
Sozialdemokraten) und eines von drei Mitglie-
dern des Staatspräsidiums BuHs, mit Rückende-
ckung durch Serbien und Russland seit Jahren an 
einer weiteren Aufspaltung des Staates.

Angesichts des aktuellen russischen Angriffs-
krieges auf die Ukraine stellt sich nun darüber 
hinaus die Frage nach dessen Auswirkungen auf 
BuH. Die Einschätzungen klaffen hierbei ausein-
ander: Hat die von der Bundesregierung ausge-
rufene „Zeitenwende“ das Potenzial, ein positi-
ver Wendepunkt für das Land zu sein? Oder 
überwiegen negative Prognosen wie jene der 
früheren Hohen Repräsentanten Christian 
Schwarz-Schilling und Valentin Inzko, die vor 
einer Ausweitung des Krieges auf den West
balkan warnen? Das waren die Fragen, die auf 
dem Podium zur Disposition standen. 

Ausstellungseröffnung
Das Bosnien-Forum 2022 begann mit einem 
Empfang, auf den die Eröffnung der Ausstellung 
„Wake-up Europe! Mobilisierung von Unterstüt-
zung und Solidarität für Bosnien und Herzego-
wina und seine Bürger während des Krieges 
1992 – 1995“ durch den Historiker und Kurator 

Nicolas Moll folgte. Moll, der unter anderem ei-
ne 2021 herausgegebene Monographie unter 
dem Titel „Solidarity is More Than a Slogan“ 
zum selben Thema veröffentlicht hatte, stellte 
die Ausstellung vor und sprach darüber, wie ei-
ne Unterstützung der lokalen Bevölkerung wäh-
rend des Krieges möglich war und welche Be-
weggründe die Aktivist*innen hatten, selbst in 
ein Kriegsgebiet zu gehen, um zu helfen.

Panel 1: Hört die deutsche (europäische) 
Bosnienpolitik den Weckruf?
Auf die offizielle Begrüßung und Eröffnung des 
Bosnien-Forums 2022 durch die Vorständin der 
Heinrich-Böll-Stiftung Dr. Ellen Ueberschär sowie 
den Präsidenten der Südosteuropa-Gesellschaft 
und Sondergesandten der Bundesregierung für 
die Länder des westlichen Balkans, Manuel Sar­
razin, begann die erste, live übertragene Podi-
umsdiskussion für das Fachpublikum. Die von 
der in Sarajevo lebenden Korrespondentin für 
die österreichische Zeitung Der Standard, Adel­
heid Wölfl, moderierte Gesprächsrunde stellte 
sich der Frage, wie gesellschaftliche Akteure von 
außen unterstützt werden und diese Unterstüt-
zung im Hinblick auf bereits gemachte Erfahrun-
gen in Zukunft besser gestaltet werden könnte, 
um mehr zu erreichen als bisher.
 
Unter den sechs Diskussionsteilnehmer*innen 
befand sich auch Adis Ahmetovic, Mitglied des 
Bundestags und der SPD-Fraktion, welcher ein-
gehend dazu aufrief, den Bezug zwischen dem 
gegenwärtigen Überfall der Russischen Födera-
tion auf die Ukraine und der sich zuspitzenden 
Situation in BuH zu erkennen und Warnungen 
des Russischen Botschafters in Sarajevo, dass 
ein NATO-Beitritt des Landes ähnliche Konse-
quenzen nach sich ziehen würde, wie sie derzeit 
die Ukraine zu tragen habe, ernst zu nehmen. 
Christian Schmidt, der digital zugeschaltete Ho-
he Repräsentant für Bosnien und Herzegowina 
und Bundesminister a.D., beklagte, dass Milorad 
Dodik die Europäische Union (EU) schon seit 
über zehn Jahren an der Nase herumführt. BuH 
sei ein Land, dessen staatliche Strukturen ge-
fährdet seien und das einer engagierteren Un-
terstützung vonseiten der EU bedürfe, um sich 
zu stabilisieren. Jedoch würde ein tatsächlicher 



Südosteuropa Mitteilungen | 04 | 2022 Berichte 107

Einsatz der Bonner Befugnisse1 durch den 
Hohen Repräsentanten ein Eingeständnis der 
Tatsache darstellen, dass BuH weder für einen 
EU-Beitritt noch für eigenständige staatliche 
Strukturen bereit wäre.

Leider müsse Schmidt feststellen, dass dies in 
der Realität derzeit tatsächlich noch der Fall sei 
und BuH – wie der „Priebe“-Bericht2 der EU von 
2019 nachgewiesen habe – bis auf wenige Aus-
nahmen kaum die vereinbarten Beschlüsse um-
gesetzt habe, welche ein künftiger EU-Beitritt 
erfordere. Außerdem sei eine ganze Reihe von 
Themen wie zum Beispiel die bis heute beste-
hende Uneinigkeit über die Regelung der Eigen-
tumsverhältnisse ehemals jugoslawischer Re-
gierungsgebäude nicht geklärt, sodass es in 
wiederholten Fällen zu unrechtmäßiger Einver-
leibung von Eigentum käme. Auch im Fall der 
Republika Srpska gebe es inakzeptable Entwick-
lungen. Die mehrheitlich von serbischen Bos
niern bevölkerte Entität verfolge „auf sehr ag-
gressive Weise“ eine eigene Gesetzgebung, wel-
che sowohl einem diesbezüglichen Verfas-
sungsgerichtsurteil als auch dem Abkommen 
von Dayton direkt widerspreche. Eine solche 
Vorgehensweise werde vonseiten der EU scharf 
kritisiert und würde den Hohen Repräsentanten 
dazu zwingen, seine Vollmachten einzusetzen. 
Jedoch stelle sich hierbei laut Schmidt die Fra-
ge, wie ein solcher Eingriff bei Nichtbefolgung 
in der Praxis überhaupt umgesetzt werden soll.

Boris Mijatovic, Mitglied des Bundestags und der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, betonte eben-
falls, dass die Rolle Russlands auf dem Westbal-
kan in der Vergangenheit unterschätzt worden 
sei und dass die Gefahr bestünde, dass Russland 
durch eine Destabilisierung des Westbalkans 
vom Krieg in der Ukraine ablenken wolle. Im Un-
terschied zu Moskaus Einflussnahme auf BuH in 
der Vergangenheit würde diese heutzutage nicht 
mehr ausschließlich auf dem Umweg über die 
serbische Hauptstadt Belgrad erfolgen, sondern 

1	 Der Hohe Repräsentant für Bosnien und Herzegowina vertritt die Vereinten Nationen und besitzt weitgehende Voll-
machten, welche die Entlassung demokratisch gewählter Amtsträger des Landes, das Erlassen von Gesetzen und die 
Schaffung neuer Behörden einschließen. Diese sehr weitreichenden Vollmachten werden häufig Bonner Befugnisse 
(englisch: Bonn Powers) genannt, da sie auf einer Tagung des Friedensimplementierungsrats, welcher aus Vertretern 
der Außenministerien von über 50 Staaten besteht, im Dezember 1997 in Bonn beschlossen worden waren.

2	 Hierbei handelt es sich um einen Bericht mehrerer EU-Experten unter der Leitung des deutschen Juristen und 
langjährigen Mitarbeiters der EU-Kommision Reinhard Priebe, der Probleme der Rechtsstaatlichkeit in BuH aufzeigt 
und Handlungsempfehlungen herausgibt.

unabhängig von serbischer Einflussnahme direkt 
auf Banja Luka und die Innenpolitik BuHs einwir-
ken. Mijatovic betonte aber auch, dass es nicht 
nur Russland, sondern auch die Mitunterzeichner 
des Abkommens von Dayton, Kroatien und Serbi-
en, seien, die „das Land unter sich aufteilen“ 
wollten. Die Tatsache, dass Kroatien als Mitglied 
der EU eine solche, der EU diametral entgegen-
gesetzte Westbalkanpolitik verfolge, werfe die 
Frage nach dem Umgang der EU mit ihren Mit-
gliedern auf und bedürfe eines Strategiewech-
sels der Union. 

Samir Beharić, Jugendaktivist und Doktorand an 
der Otto-Friedrich-Universität Bamberg, betonte 
den Ernst der Lage in BuH und verwies darauf, 
dass es heute ganze Generationen von neuen, 
jungen Nationalisten gebe, welche in separier-
ten Schulen eine unterschiedliche geschichtli-
che und politische Bildung bekämen und durch 
Nutzung unterschiedlicher Medien immer weiter 
voneinander entfremdet würden. Insbesondere 
die jüngere Generation in BuH würde sich Sor-
gen darüber machen, dass es zu einem Wieder-
aufflammen des Konflikts und zu kriegerischen 
Auseinandersetzungen im Land kommen könn-
te. Beharić selbst habe nach Abschluss seiner 
Promotion eigentlich vorgehabt, nach BuH zu-
rückzukehren, würde sich mittlerweile aber Sor-
gen machen, dass dies möglicherweise in Zu-
kunft gar nicht mehr möglich sein könnte.

Schmidt schloss den möglichen Ausbruch eines 
Krieges dagegen kategorisch aus und versuchte 
die Sorge davor mit dem Argument zu entkräf-
ten, dass es keinesfalls im Interesse der Nach-
barländer BuHs läge, das Land in einen erneu-
ten bewaffneten Konflikt abdriften zu lassen 
und damit 30 Jahre in seiner Entwicklung zu-
rückzuwerfen. Die große Unsicherheit würde je-
doch dazu führen – und da pflichtete Schmidt 
Beharić bei – dass es insbesondere bei der jun-
gen Generation im Land einen regelrechten 
Exodus geben würde. Dieser Braindrain habe 
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verheerende Folgen für die demokratische und 
wirtschaftliche Entwicklung des Landes. 

Vassilis Maragos, Referatsleiter für BuH und 
Kosovo bei der Generaldirektion der EU-Kommis-
sion, welche für die EU-Politik in den Bereichen 
Erweiterung sowie östliche und südliche Nach-
barländer der EU zuständig ist, war wie Schmidt 
ebenfalls online zugeschaltet. Maragos kritisierte, 
dass man sich vonseiten der EU zu sehr darauf 
verlassen hätte, dass BuH sich schon von selbst 
in die richtige Richtung bewegen würde. Jedoch 
sei in den drei Jahren zwischen der Antragstel-
lung des Landes auf Mitgliedschaft in der EU 
2016 und dem 2019 in Brüssel veröffentlichten 
„Priebe“-Bericht leider sehr wenig erreicht 
worden. Der Bericht würde jedoch neben einem 
kritischen Urteil über die Unzulänglichkeiten ei-
nen klaren Weg zur Lösung der Probleme, welche 
einer EU-Mitgliedschaft BuHs im Weg stünden, 
aufzeigen. Sollte das Land versuchen, diese 
Handlungsempfehlungen überzeugend zu ver
folgen, würde auch die EU ihre Hilfestellung 
ausweiten und Bosnien dabei unterstützen, die 
gesteckten Ziele tatsächlich zu erreichen.

Daraufhin fragte Moderatorin Wölfl, warum die 
EU sich so sehr auf die Wahlrechtsreform kon-
zentriert habe und die Zivilgesellschaft bei den 
Verhandlungen darüber in der Vergangenheit 
nicht genügend miteinbezogen habe. Wölfl 
wollte eine Erklärung, warum die EU von sich 
behaupte, generell in allen ihren Bestrebungen 
immer auch die Zivilgesellschaft miteinzubezie-
hen, gleichzeitig jedoch im Fall BuHs in der Ver-
gangenheit stark dafür kritisiert worden sei, 
dies nicht ausreichend getan zu haben. Mara­
gos wies diese Kritik als übertrieben von sich. 
Die EU habe nicht zuletzt im „Priebe“-Bericht 
Handlungsoptionen aufgezeigt, die von bosni-
scher Seite jedoch noch nicht wahrgenommen 
worden seien. Im Endeffekt läge der Ball nach 
Maragos derzeit also im Feld der bosnischen 
Zentralregierung und nicht bei der EU. 

Adis Ahmetovic kritisierte daraufhin die Vorge-
hensweise der EU bei den Verhandlungen mit 
der Republika Srpska als „Hinterzimmer-Deals“ 
und betonte, dass weder dem Auswärtigen Amt 
noch den Parlamentariern in Deutschland, 
Frankreich und anderen EU-Staaten ein Entwurf 
dieser Verhandlungen zwischen der EU und BuH 

über die geplante Wahlrechtsreform vorlägen. 
Der gesamte Prozess würde so intransparent 
geführt, dass keinem klar wäre, wie das Ergeb-
nis aussehen könnte. 

Maragos wies diese Kritik erneut zurück. Im Ge-
genteil würde die EU ihre Ziele klar formulieren 
und es gebe einen institutionellen und rechtli-
chen Rahmen, welcher die Vorgehensweise klar 
vorgebe. Darüber hinaus würde die EU ihre 
substanziellen Investitionen in die Republika 
Srpska an die Beendigung der politischen Krise 
binden, um Anreize zur Entschärfung der ver-
fahrenen Situation zu schaffen. An dieser Stelle 
unterbrach Moderatorin Wölfl Maragos’ Ausfüh-
rungen und lenkte die Diskussion mit einer Fra-
ge hin zum Konzept der „Serbischen Welt“, wel-
ches die Idee eines Groß-Serbiens realisieren 
will. Hierbei interessierte Wölfl insbesondere 
die Region außerhalb Bosniens, aber auch, wel-
chen Einfluss solche Ideologien auf die Situati-
on innerhalb des Landes ausübten.
 
Die Leiterin des Zentrums für Politische Bildung 
(Western Balkans Strategy Group, WBSG) in der 
montenegrinischen Hauptstadt Podgorica, Dali­
borka Uljarević, erklärte, dass beispielsweise 
der Ukraine-Krieg derzeit einen wesentlichen 
Treiber bestehender nationalistischer Strömun-
gen in der Region darstelle. Der Krieg und der 
damit verbundene Revisionismus und Revan-
chismus würde insbesondere in Serbien auf 
„fruchtbaren Boden fallen“. Die Menschen in der 
Region würden von den politischen Parteien 
und insbesondere von der orthodoxen Kirche 
immer stärker nationalisiert. In Serbien selbst 
und auch in der Republika Srpska sei ein Wahl-
verhalten Tradition, dass sich eher gegen etwas 
richte, als für etwas zu sein. Dies würde in Ver-
bindung mit der gesunkenen weltweiten Auf-
merksamkeit gegenüber BuH dazu führen, dass 
sich die Nationalisten im Land immer sicherer 
wähnten und die Erreichung ihrer Ziele nach 
dem Vorbild des russischen Überfalls auf die 
Ukraine notfalls auch mit militärischen Mitteln 
durchzusetzen bereit wären. 

Publikumsfragen und Diskussion
Die Zusammenfassung von Publikumsfragen 
wurde an dieser Stelle vor allem an Maragos 
gerichtet und ging auf seine Behauptung ein, 
dass die Verhandlungen mit der EU transparent 
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und inklusiv verliefen. Außerdem wurde erfragt, 
warum die EU-Gesandten mit Nationalisten ver-
handelten und warum die EU nicht sehen wolle, 
dass es Kräfte in Zagreb und Belgrad gebe, de-
ren Ziel es sei, Slobodan Miloševićs und Franjo 
Tuđmans Kriegsziele zu vollenden. Wann würde 
man die Menschen in BuH endlich als demokra-
tiefähig erachten und nicht mehr als eine Stam-
mesgesellschaft ansehen, lautete eine Frage. 
Moderatorin Wölfl wollte wissen, warum es un-
ter den 14 Prioritäten, welche die EU hinsicht-
lich Änderungs- und Verbesserungsmöglichkei-
ten BuHs formuliert habe, gleich mehrere The-
men gebe, deren Erfüllung eine Verfassungsän-
derung erforderten. Warum sei hierbei die 
Beschleunigung der Urteilsfindung des Verfas-
sungsgerichtshofes nicht ebenfalls in Angriff 
genommen worden, sodass mehr Rechtssicher-
heit herrsche und eine Situation, wie sie sich 
heute darstelle, gar nicht erst entstehen könne? 

Maragos betonte, dass es beispielsweise Initia
tiven wie die von der EU gegründete Civic Assem-
bly gebe, die sich insbesondere um die Einbin-
dung der Zivilgesellschaft bemühe. Diese Initiati-
ven seien zwar erst ein Anfang, jedoch läge es 
(wie auch im Umgang mit anderen Ländern) im-
mer im Interesse der EU, die bosnische Zivil
gesellschaft mit einzubinden. Jedoch gebe es 
bestimmte Fragen – wie beispielsweise die Ener-
gieversorgung – die nur mit ganz bestimmten 
Gesprächspartnern diskutiert werden könnten.

Beharić ging auf die Äußerungen des EU-Vertre-
ters ein, indem er die Vertrauenswürdigkeit Ma-
ragos’ anzweifelte. Beharić stellte fest, dass es 
seiner Meinung nach im Kontakt zwischen Ver-
tretern der EU und solchen aus der Region keine 
„Europäisierung des politischen Diskurses“ und 
der Politiker des Westbalkans gegeben habe. 
Nach Meinung Beharić’ würde vielmehr eine 
„Balkanisierung der EU-Vertreter“ stattfinden, 
welche in den intransparenten und undemokra-
tischen Verhandlungen der EU mit Vertretern aus 
BuH ihren jüngsten Niederschlag gefunden habe. 
An dieser Stelle traten Marion Kraske, die ehe-

3	 „Bürgerprinzip“ bedeutet, dass alle Staatsbürger*innen, ungeachtet ihrer ethnischen Zugehörigkeit, gleichberech-
tigt sind und an staatlichen Entscheidungen mitwirken dürfen. Ebenso wie die kroatischen, wollen auch die serbi-
schen Nationalisten in Bosnien das Bürgerprinzip, welches die Beendigung der Diskriminierung etwa von Juden 
oder Sinti und Roma erwirken sollte und eine Grundvoraussetzung für eine mögliche Aufnahme des Landes in die 
EU darstellt, abschaffen. Dies hätte zur Folge, dass Menschen, die sich keiner der drei konstituierenden Nationali-
täten zugehörig fühlen, bei Wahlen benachteiligt würden.

malige Leiterin der Heinrich-Böll-Stiftung in Sa-
rajevo, sowie Tobias Flessenkemper, Leiter des 
Büros des Europarats in Belgrad, dem Podium in 
Präsenz bei. Kraske griff zwei Aspekte zum Thema 
auf. Zum einen erinnerte sie an Azra Zornić, die 
Klägerin gegen die Wahlrechtsreform, welche 
trotz mehrerer Jahre Engagements und einer Kla-
ge vor dem Europäischen Gerichtshof für Men-
schenrechte in Straßburg kein einziges Mal in die 
Verhandlungsprozesse eingebunden worden sei. 
Zornić stünde nur beispielhaft für eine ganze 
Reihe von Vertreter*innen aus der Zivilgesell-
schaft, die trotz jahrelanger Bemühungen keinen 
Platz am Verhandlungstisch der EU erhalten hät-
ten, was den Angaben von Maragos widerspre-
chen würde. Zum anderen appellierte Kraske an 
alle Beteiligten, sich nicht zu sehr auf den Politi-
ker und ehemaligen Präsidenten der Republika 
Srpska, Milorad Dodik, zu fokussieren, denn es 
würde eine „Allianz von Nationalisten“ innerhalb 
BuHs geben, zu welcher auch der Politiker und 
Vertreter der bosnischen Kroaten, Dragan Čović, 
gehöre. Das Projekt „Herceg Bosna“, welches ei-
nen Versuch darstellen würde, ein Groß-Kroatien 
nach dem Vorbild Slobodan Miloševićs und Fran-
jo Tuđmans zu kreieren und BuH zwischen Serbi-
en und Kroatien aufzuteilen, werde heute wieder 
ernsthaft betrieben und sollte daher unbedingt 
mehr Beachtung seitens der EU finden. 

Kraske richtete schließlich eine direkte Frage an 
Maragos, um eine Beurteilung der Rolle des EU-
Mitglieds Kroatien zu erhalten. Angesichts der 
mehrfachen Verharmlosung des Genozids von 
Srebrenica durch den kroatischen Präsidenten 
Zoran Milanović und seiner kürzlichen Würdi-
gung der HVO, der Armee der bosnischen Kroa-
ten (HVO, Hrvatsko vijeće obrane, dt.: Kroati-
scher Kriegsrat), welche wesentlich an den 
Kriegsverbrechen an der Zivilbevölkerung wäh-
rend des Bosnienkrieges 1992 – 1995 beteiligt 
gewesen war, sowie den Äußerungen des kroa-
tischen Außenministers Gordan Grlić Radman, 
dass Kroatien alles dafür tun werde, das Bür-
gerprinzip in BuH zu verhindern,3 stelle sich die 
Frage nach der Reaktion der EU auf dieses 
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Verhalten. Kraske wollte insbesondere zu der 
offensichtlichen Verbindung zwischen den Re-
gierungen in Zagreb, Belgrad, Banja Luka und 
Moskau Auskunft vom EU-Vertreter Maragos da-
rüber erhalten, wie die EU sich zu dieser Kons-
tellation positioniere.

Christian Schmidt erklärte, dass er Herrn Dodik, 
zu dem er eine „besondere Freundschaft entwi-
ckelt“ habe, ebenfalls nicht für eine singuläre 
Erscheinung halte und bekräftigte die Überzeu-
gung, dass Dodik eine besonders prominente 
Figur einer Struktur sei, deren Entwicklung die 
EU „nicht akzeptieren“ dürfe. Nach Schmidts 
Vorstellung sollte man einen Dialog über die 
Verfassungsreform etablieren, der zusammen 
mit Nichtregierungsorganisationen, der Zivilge-
sellschaft und den Religionsgemeinschaften ge-
staltet werden könnte. Die Bürgergesellschaft 
BuHs sollte laut Schmidt nicht von den Ver-
handlungen über die Verfassungsreform, wel-
che bisher tatsächlich in Hinterzimmern statt-
gefunden hätten, ausgeschlossen bleiben, son-
dern aktiv einbezogen werden.

Maragos äußerte sich zu den Fragen von Kraske 
bezüglich der Rolle des EU-Mitglieds Kroatien in 
der Debatte um BuH dahingehend, dass es die 
höchste Priorität der EU sei, dass keine Partei 
von den Verhandlungen ausgeschlossen wer-
den oder diskriminiert werden dürfe. Es sei klar, 
dass es vonseiten Kroatiens partikulare Interes-
sen gebe. Daher sei es wichtig, dass die EU mit 
einer Stimme spreche und europäische Stan-
dards in den Verhandlungen sowie im Umgang 
mit BuH eingehalten würden. Sabina Ćudić, Vor-
standsmitglied der seit 2018 sowohl im Abge-
ordnetenhaus als auch im Parlament der Föde-
ration BuH vertretenen, liberalen und multi-
ethnischen Partei Naša Stranka (NS), nahm an 
dieser Stelle auf dem Podium Platz und stellte 
klar, dass eine Einbeziehung der Zivilgesell-
schaft erst viel zu spät stattgefunden habe.

Tobias Flessenkemper intervenierte, um zu be-
tonen, dass die Entscheidung des ehemaligen 
Hohen Repräsentanten für BuH, Valentin Inzko, 
das Strafgesetzbuch des Landes im Sinne des 
Völkerrechts und der Europäischen Menschen-
rechtskonvention zu ergänzen, sehr wichtig ge-
wesen sei. Die Rechtsstaatlichkeit des Landes 
impliziere die Verpflichtung, die Gesetze und 

damit die Rechte der Bürger und Bürgerinnen 
schlussendlich auch in der Praxis einzuhalten 
und umzusetzen. Dies würde die „schrittweise 
Annäherung an die europäische Außenpolitik“ 
miteinschließen, was in der Vergangenheit auf-
grund des Widerstands bestimmter politischer 
Parteien jedoch nicht geschehen sei. Ungeach-
tet der Transparenz-Problematik erinnerte Fles-
senkemper daran, dass die Verfassung BuHs 
bereits im Jahr 2009 erfolgreich in beiden Häu-
sern des Parlaments geändert worden ist, was 
zeigen würde, dass es durchaus möglich sei, 
Änderungen an der Verfassung mit einer Zwei-
drittelmehrheit in beiden Häusern vorzuneh-
men. 

Zur Rolle Deutschlands als stärkstes Land in-
nerhalb der EU und seiner möglichen Reaktion 
auf die derzeitige Situation in BuH gefragt, äu-
ßerte Daliborka Uljarević, dass die EU-Integra
tion durchaus parallel zur innenpolitischen 
Konsolidierung und Reformierung BuHs verlau-
fen sollte. Die Gefahr einer Radikalisierung der 
jüngeren Generation des Landes bereite 
Uljarević am meisten Sorgen. Deshalb sei es ihr 
wichtig, dass Deutschland und die EU die Legiti-
mität solcher Kräfte anzweifeln, sie kritisieren 
und ihre Position zu diesen Kräften klar offen
legen. Es sollte eine eindeutige Botschaft aus 
Deutschland und der EU geben, um klarzuma-
chen, dass man mit unterschiedlichen zivilge-
sellschaftlichen Akteuren und auch Parteien in 
der Region und nicht nur mit den aktuellen po-
litischen Entscheidungsträgern sprechen würde. 

Grußwort von Staatsministerin  
Dr. Anna Lührmann
Nach einer kurzen Pause begann die zweite Dis-
kussionsrunde mit einem Grußwort der Staats-
ministerin für Europa und Klima im Auswärtigen 
Amt, Dr. Anna Lührmann. Die online zugeschal-
tete Staatsministerin erinnerte in ihrer Video-
ansprache an die historische Entwicklung BuHs 
in den letzten 30 Jahren, die eine besorgniser-
regende Wende vollzogen habe. Sanktionen wie 
die Zurückhaltung der bilateralen Unterstützung 
Deutschlands für die Republika Srpska oder 
auch personenbezogene Sanktionen gegen die-
jenigen, die einen destruktiven Sezessionskurs 
eingeschlagen hätten, seien laut Lührmann 
richtig und wichtig. Eine stärkere „Konditionie-
rung von Mitteln“ sei der richtige Weg, einen 
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Anreiz zu schaffen, um sich wieder zurück auf 
den richtigen Weg zu begeben und destruktive 
Entwicklungen zu stoppen. Der westliche Balkan 
und die erfolgreiche Integration der Region ste-
he ganz weit oben auf der Agenda der Bundes-
regierung, weshalb Außenministerin Annalena 
Baerbock im März dieses Jahres in Sarajevo, Pri-
stina und Belgrad zu Besuch gewesen sei und 
den Präsidenten der Südosteuropa-Gesell-
schaft, Manuel Sarrazin, zum Sondergesandten 
der Bundesregierung für die Länder des westli-
chen Balkans ernannt habe. Neben der akuten 
Gefährdung der territorialen Integrität BuHs 
seien aber auch Klientelismus, Korruption und 
Patronage-Netzwerke endemische Probleme, 
welche die politischen und wirtschaftlichen 
Entscheidungen auf allen Ebenen beeinflussten 
und schädigten. 

Neben der Bekräftigung der Unterstützung der 
Bundesregierung für einen EU-Beitritt der Län-
der des Westbalkans unterstrich Lührmann je-
doch auch, dass dies nur in Verbindung mit der 
Erfüllung aller Anforderungen an einen Beitritt 
geschehen könne. 

Panel II: Bosnien und Herzegowina heute – ein 
Wendepunkt?
Das zweite Panel wurde von der Büroleiterin der 
Heinrich-Böll-Stiftung in Sarajevo, Judith Brand, 
moderiert. Samir Beharić lieferte zu Beginn der 
Diskussion eine Zusammenfassung der Debatte 
des ersten Panels. Sabina Ćudić, Vorstandsmit-
glied der Partei Naša Stranka (NS) in Sarajevo 
erklärte, dass die Politik der internationalen 
Staatengemeinschaft gegenüber BuH sie sehr 
beunruhige. Wahlbetrug und innenpolitische 
Entwicklungen seien zwar eklatante Fehlent-
wicklungen in der Innenpolitik BuHs, jedoch 
deute sich eine wachsende Diskrepanz in der 
Politik der USA und der EU gegenüber dem Land 
an, welche Ćudić die Hoffnung auf Veränderung 
im Land allmählich nehmen würde. 

Auf die Frage der Moderatorin, ob es überhaupt 
noch eine positive Rolle für internationale Ak-
teure wie die EU im Umgang mit BuH gebe und 
welche Rolle er sich für diese wünschen würde, 
antwortete der Dekan der Fakultät für Politik-
wissenschaften an der Universität Sarajevo, 
Prof. Dr. Sead Turčalo, dass der Hohe Repräsen-
tant der Vereinten Nationen verstehen müsse, 

dass die Politik Bosniens eine geteilte Souverä-
nität beinhalte und die Rolle des Hohen Reprä-
sentanten nicht unterschätzt werden dürfe. Sei-
ne Relevanz im politischen System BuHs sollte 
daher bewusst wahrgenommen werden, an-
sonsten würde dieses eigens geschaffene Amt 
neben den innenpolitischen Akteuren nur ein 
weiterer politischer Akteur werden, welcher den 
politischen Entscheidungsprozess blockiert. Die 
Rolle der EU sei hierbei ebenfalls wesentlich, 
da die EU das Land in Richtung voller Souverä-
nität begleiten und anleiten würde. 

Laut Turčalo ist es die EU, die von allen exter-
nen Akteuren die meisten Instrumente zur Aus-
übung von positivem Einfluss zur Hand hat. Je-
doch nutze sie diese große Einflussmöglichkeit 
im Vergleich zu anderen Akteuren viel zu wenig. 
Die Bereitschaft des Hohen Repräsentanten in 
BuH über „zivilisatorische Frage[n] zu diskutie-
ren“ müsse vorhanden sein, da man ansonsten 
nicht die Veränderungen beispielsweise im 
Strafrecht herbeiführen könne, welche eine 
künftige EU-Mitgliedschaft erfordere. Die EU 
schaffe laut Turčalo lediglich technische Forde-
rungen, die kaum Einfluss auf die inhaltlichen 
Forderungen BuHs hätten. Internationale politi-
sche Akteure müssten sich bewusst werden, 
dass kurzfristige diplomatische Erfolge in den 
Verhandlungen über den EU-Beitritt oft nur 
hohle Phrasen wären, die langfristige Verände-
rungen nicht anstoßen könnten. In den Ver-
handlungen über die Wahlrechtsreform sollte 
daher grundsätzlich eher die EU-Menschen-
rechtscharta und nicht das Dayton-Abkommen 
der Ausgangspunkt sein. Hier müsse genau 
kontrolliert werden, ob die einheimischen Ak-
teure wirklich die „Apartheit hinsichtlich der 
Nationalitäten ihrer Bürgerinnen und Bürger 
überwinden wollen“ oder nicht.

Botschafterin Susanne Schütz, Beauftragte für 
Südosteuropa, die Türkei, die OSZE und den Eu-
roparat im Auswärtigen Amt, äußerte den Willen 
der Bundesregierung, den westlichen Balkan 
„so fest wie möglich an die EU zu binden“. Ins-
besondere vor dem Hintergrund des russischen 
Angriffskrieges gegen die Ukraine sollte die Auf-
merksamkeit der Bundesregierung auf BuH als 
eines der schwächeren Länder in der Region 
noch weiterwachsen. Schütz bekräftigte die 
Überzeugung der Bundesregierung, dass die 
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vorhandenen Blockaden aufgehoben und die 
erforderlichen Reformen umgesetzt werden 
könnten. Um den Wahlprozess im Land besser 
und integrer zu gestalten, sei es für die neue 
Bundesregierung sehr wichtig, dass die Refor-
men, welche eine EU-Mitgliedschaft erfordere, 
wirklich umgesetzt würden. Durch die beiden 
Personalien des Hohen Repräsentanten Christi-
an Schmidt und des Sondergesandten der Bun-
desregierung für die Länder des westlichen Bal-
kans Manuel Sarrazin würde die neue Regierung 
in Deutschland die Ernsthaftigkeit, mit der sie 
die Verhandlungs- und Reformprozesse auf 
dem Westbalkan antreiben wolle, unterstrei-
chen. Die EU und die Bundesregierung seien 
zwar verpflichtet zu unterstützen, jedoch seien 
sie aber auch genauso dazu berechtigt, Ent-
wicklungen einzufordern. Daher sollte die Hoff-
nung insbesondere seitens der Bürger von BuH 
nicht aufgegeben, sondern noch mehr dafür ge-
tan werden, dass das politische Entscheidungs-
feld nicht den destruktiven Kräften im Land 
überlassen wird. 

Auf die Frage von Moderatorin Brand, welche 
Möglichkeiten es denn für Änderungen des po-
litischen Systems gebe, nannte Milica Malešević 
von der Universität Banja Luka als erstes die 
Rückgewinnung von Vertrauen in das politische 
System und in die Justiz des Landes. Die Kor-
ruption würde dazu führen, dass staatliche Ins-
titutionen in Geiselhaft genommen und miss-
braucht würden, sodass die Bürger jegliches 
Vertrauen in die Staatlichkeit verlören und sich 
auf andere Identifikationsquellen beriefen. 
Malešević hieß die Sanktionen beispielsweise 
gegen den Führer der Entität Republika Srpska, 
Milorad Dodik, gut und fand sie gerechtfertigt. 
Die Erhaltung des politischen Status quo, also 
der faktischen Teilung BuHs, paralysiere die 
Bürger und sende eine Botschaft aus, die das 
Wiederaufflammen des Nationalitätenkonflikts 
nicht nur begünstige, sondern vielmehr kataly-
siere, so Malešević. Darüber hinaus würden die 
Lähmung der Justiz und die ethnische Separa
tion in der Bildung diese Entwicklung auch län-
gerfristig manifestieren und eine Überwindung 
der inneren Konflikte weiter erschweren.

Moderatorin Brand wollte wissen, ob die er-
wünschte Veränderung auch von der Zivilgesell-
schaft ausgehen könne. Beharić antwortete, 

dass seiner Meinung nach die „Wände in den 
Köpfen der Jugendlichen“ das größte Gefahren-
potenzial darstellten. Mit 56 segregierten Schu-
len in der Föderation Bosnien und Hezegowina, 
der bosniakisch-kroatischen Entität des Landes, 
würde nicht nur eine physische Trennung von 
Bevölkerungsgruppen erfolgen, sondern durch 
den Unterricht eben auch die geistige Spaltung 
zementiert. In der zweiten Entität des Landes, 
der mehrheitlich von bosnischen Serben be-
wohnten Republika Srpska, sei die Situation je-
doch noch problematischer. Die Schulen dort 
seien zwar nicht segregiert, jedoch würde dies 
keinen Fortschritt darstellen. Im Gegenteil wür-
de dies vielmehr bedeuten, dass nicht nur ein 
Teil, sondern die Gesamtheit der Schüler*innen 
der politischen und geschichtlichen Sichtweise 
der nationalistischen Führung der Entität aus-
gesetzt seien. 

Dies drücke sich beispielsweise darin aus, dass 
historische Persönlichkeiten wie der Tschetnik-
Führer und 2015 vom höchsten Berufungsge-
richt Serbiens rehabilitierte Kriegsverbrecher 
des Zweiten Weltkrieges, Draža Mihailović, oder 
die für ihre Kriegsverbrechen im Bosnienkrieg 
vom Internationalen Strafgerichtshof verurteil-
ten Ratko Mladić und Radovan Karadžić im Ge-
schichtsunterricht der Republika Srpska heute 
als Helden dargestellt und verehrt würden. Kri-
tisches Denken gegenüber dieser Darstellung 
der Geschichte würde im Bildungssystem der 
Republika Srpska systematisch unterdrückt. Der 
überwiegende Teil der Jugendlichen in BuH 
würde sich politisch zurückhalten. Das Beispiel 
der erfolgreichen Proteste gegen die Segregati-
on zweier Gesamtschulen in der Stadt Jajce 
würde zwar die Hoffnung schüren, dass junge 
Menschen zukünftig auch in anderen Städten 
des Landes gegen die ethnische Spaltung der 
Schulen protestieren werden. Jedoch stünde 
der Großteil der Jugendlichen in BuH einer poli-
tischen Teilhabe oder jeglichem Ausdruck eige-
ner Interessen durch Proteste resigniert bis 
desinteressiert gegenüber, was Beharić zu ei-
nem Aufruf zu mehr Engagement der jungen 
Generation veranlasste.

Diskussion und Publikumsfragen
Aus dem Publikum wurde an dieser Stelle da-
nach gefragt, ob eine multi-ethnische Zivilge-
sellschaft des Landes nicht dem tatsächlichen 
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Willen der Bewohner BuHs widersprechen wür-
de. Denn wenn man ehrlich sei, würde man 
feststellen müssen, dass ein Großteil der Bosni-
er*innen das „theoretische Konstrukt einer Zi-
vilgesellschaft BuHs“ ablehne und das Forcieren 
einer gleichberechtigten Bürgergesellschaft ein 
von außen aufgezwungenes Projekt sei, das frü-
her oder später zum Scheitern verurteilt sei. 
Moderatorin Brand stellte daraufhin die Frage 
an Ćudić, ob es denn in BuH die Möglichkeit gä-
be, gleichzeitig Bürger*in des Landes und trotz-
dem auch Kroate, Serbe oder Bosniake sein zu 
können. Ćudić erklärte daraufhin, dass es keine 
singuläre Identität gebe. Die Idee, dass jede 
Identitätsform eine eigene Repräsentanz benö-
tige, sei absurd. In Demokratien würden Partei-
en unterschiedliche politische Spektren vertre-
ten und seien nicht nach ethnischen oder reli-
giösen Kriterien aufgebaut. Für einen Beitritt 
BuHs in die EU sollte daher die Voraussetzung 
erfüllt werden, dass eine Parteienlandschaft 
nach politischen und nicht nach ethnischen 
Kriterien im Land etabliert werde.

Brand verwies darauf, dass Milorad Dodik den 
russischen Außenminister Sergej Lavrov getrof-
fen hat, welcher dem Führer der Republika 
Srpska seine Unterstützung versichert habe. 
Angesichts der Sorge vor einem russisch-ukrai-
nischen Szenario vonseiten Serbiens oder sogar 
vonseiten Kroatiens gegenüber BuH warf Ćudić 
die Frage auf, ob man in fünfzig Jahren genauso 
wie nach dem Zweiten Weltkrieg in der Retros-
pektive die Zeichen, die auf einen Krieg hindeu-
teten, viel klarer sehen und den möglichen Aus-
bruch eines Konflikts als offensichtlich und un-
ausweichlich einschätzen werde. Ćudić unter-
strich, dass sie selbst jedoch eine optimistische 
Sicht der Zukunft BuHs habe und eine friedli-
che, politische Lösung der derzeitigen Probleme 
erwarte.

Moderatorin Brand wollte daraufhin von Turčalo 
als Sicherheitsexperten wissen, was er von den 
Forderungen nach einer größeren friedenswah-
renden Truppenpräsenz der NATO in BuH halte. 
In BuH habe spätestens seit dem Versuch Do-
diks und seiner Partner, das Verfassungssystem 
des Landes zu zerstören, eine ernsthafte politi-
sche und damit auch seit einigen Monaten eine 
sicherheitspolitische Krise begonnen. Daher 
wäre eine stärkere Truppenpräsenz ausländi-

scher Friedensmächte laut Turčalo durchaus 
sinnvoll. Die russische Aggression gegen die Uk-
raine habe die Probleme innerhalb der EU und 
der NATO herauskristallisiert. Die Zukunftsvor-
stellung, welche die russische Regierung für 
den Balkan hätte, sei der Region abträglich. Es 
gelte, den Einfluss Russlands, der offensichtlich 
stark angewachsen sei, nicht zu unterschätzen 
und ernst zu nehmen. 

Hat die Zivilbevölkerung eine Chance auf 
Mitbestimmung?
Brand fragte Milica Malešević nach dem drän-
gendsten Problem in der Republika Srpska, wo-
raufhin Malešević betonte, dass das Bedürfnis 
der einfachen Bürger*innen gerade in der 
Schwebe hänge. Sie hätten den Willen, etwas zu 
verändern, verloren, da jegliche Bemühungen 
durch den Widerstand nationalistischer Kräfte 
schon im Keim erstickt würden. Es habe zwar 
einzelne Erfolge gegeben, die insbesondere in 
Anbetracht der widrigen Umstände durchaus 
bemerkens- und bewundernswert seien, jedoch 
würde die überwiegende Mehrheit der Bewoh-
ner der Republika Srpska diese vereinzelten Be-
mühungen als einen Kampf gegen Windmühlen 
betrachten und die Entwicklung, die BuH in den 
letzten Jahren eingeschlagen habe, resigniert 
tolerieren. Laut Malešević würde aber jedes Be-
mühen, insbesondere auf lokaler Ebene, einen 
Unterschied machen. Mit Sorge würde sie auch 
der gegenwärtige Zustand der Oppositionspar-
teien erfüllen, welche sich mit den Regierungs-
parteien in einen Wettbewerb begeben hätten, 
bei dem es darum gehe, welche Parteien die 
Politik des serbischen Präsidenten Aleksandar 
Vučić am besten unterstützten. Diese Entwick-
lung habe Malešević sehr enttäuscht und würde 
sie ratlos machen. 

Schütz wurde an dieser Stelle von Moderatorin 
Brand gefragt, an welcher Stelle die Bundesre-
publik und die EU eine Rote Linie ziehen wür-
den, woraufhin sich Schütz aber weigerte, eine 
solche zu benennen, denn diese würde eine 
Einladung darstellen, sie bewusst zu übertreten. 
Entscheidend sei, dass es Schritte der Repu
blika Srpska in Richtung einer Sezession gebe. 
Für die Bundesrepublik und die EU stelle jedoch 
spätestens die Umsetzung solcher Bestrebun-
gen ein „entscheidendes Momentum“ dar. Maß-
nahmen seien bereits ins Gespräch gebracht 
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und mit Partnern in der Region besprochen 
worden. Eine ethnische Spaltung BuHs sei eine 
„sehr gefährliche“ Tendenz, die vonseiten der 
internationalen Gemeinschaft entschiedene 
Schritte erfordere. Beispielsweise gebe es in-
nerhalb der EU einen grundsätzlichen Sankti-
onsbeschluss, welcher seit vielen Jahren beste-
he und der EU die Möglichkeit gebe, personen-
bezogene Sanktionen gegen Menschen zu ver-
hängen, welche die Einheit des Staates BuH 
gefährdeten.

Samir Beharić wurde gefragt, wie die Situation 
der Teilhabe in seiner Heimatstadt Jajce sich 
entwickele, woraufhin Beharić erneut dazu auf-
rief, dass Jugendliche unterschiedlicher ethni-
scher Zugehörigkeit sich vernetzen und die Ver-
änderungen, die sie fordern, gemeinsam ange-
hen sollten. Jedoch würden die jungen Bürger 
BuHs sich viel engagierter für Themen wie Um-
weltschutz engagieren als für die Wahlen im 
Land. Würden diese „Graswurzel-Bewegungen“ 
sich von lokalen Themen über Umweltschutz-
standards hinaus auch in die Politik einmi-
schen, würde die politische Landschaft im Land 
heute anders aussehen. Daher sehe Beharić 
grundsätzlich großes Potenzial vor allem bei 
der jüngeren Generation im Land. 

Turčalo stellte heraus, dass die öffentlichen 
Äußerungen der politischen Führer im Nach
barland Serbien die territoriale Integrität BuHs 
grundsätzlich nicht infrage stellten. Vielmehr 
bestehe die große Gefahr aus dem Inneren der 
Republika Srpska selbst, wo beispielsweise ge-
sundheitspolitische und andere Bereiche des 
Lebens und der Gesetzgebung nach und nach 
dem Vorbild Serbiens angepasst würden. Es ge-
be zwar Oppositionelle in der Republika Srpska, 
jedoch könne von einer echten Opposition kei-
ne Rede sein. Ebenso verhielte es sich in der 
mehrheitlich kroatisch und bosniakisch be-
wohnten Föderation BuHs, sodass die Oppositi-
on in allen Entitäten teilweise noch radikaler 
und nationalistischer sei als die Regierungspar-
teien. Für diese „ideologischen Vernebelungen“ 
gebe es laut Turčalo derzeit leider noch keine 
richtige Gegenstrategie. 

Sabina Ćudić warf die Frage auf, wie es sein 
könne, dass die EU einem Dragan Čović, einem 
Milorad Dodik oder einem Bakir Izetbegović 

kein Paroli bieten könne und sich von solchen 
„inkonsequenten“ Personen, die keine ernsthaf-
ten Druckmittel gegen die EU hätten, dennoch 
unter Druck setzen lasse. Die Mittel dieser Per-
sonen gegen die EU seien weder wirtschaftlich 
noch sicherheitspolitisch ernst zu nehmen. Die 
Anzahl der Stimmen, die diese Personen bei ei-
ner Präsidentschaftswahl erhalten würden, wür-
de 300.000 nicht überschreiten und wäre daher 
maximal mit mittelgroßen deutschen Städten 
vergleichbar. Wie es dann sein könne, dass die 
EU davor zurückschreckt, Rote Linien zu ziehen, 
sei für Ćudić unerklärlich. 

Christian Hagemann, Geschäftsführer der Süd-
osteuropa-Gesellschaft e.V., griff an dieser Stelle 
den Begriff der „Zeitenwende“ auf und erklärte, 
dass diese beinhalte, dass es derzeit parlamen-
tarische Mehrheiten im Bundestag gebe, um si-
cherheits- und rüstungspolitische Richtungs-
wechsel in der Bundesrepublik voranzutreiben. 
Innerhalb dieses Rahmens wollte Hagemann 
von den Panelist*innen wissen, inwieweit der 
Ukraine-Krieg auch in BuH eine Zeitenwende 
eingeläutet und den Bürgern und Politiker*in-
nen aufgezeigt habe, welche Entwicklung auf 
die Region im Balkan zukommen könne, sollte 
es dort keinen Kurswechsel geben. Ebenso 
wollte Hagemann von Botschafterin Schütz wis-
sen, inwiefern der Ukraine-Krieg die Außenpoli-
tik Deutschlands und der EU gegenüber dem 
Westbalkan und insbesondere BuH geändert 
habe.

Schütz betonte, dass der Ukraine-Krieg den Wil-
len innerhalb der EU bestärkt habe, die Bei-
trittsperspektive für die Länder des westlichen 
Balkans weiterhin glaubwürdig aufrecht zu er-
halten und die Erreichung eines Beitritts weiter 
voranzutreiben. Das Versprechen seitens der EU, 
Beitrittsgespräche mit Albanien und Nordmaze-
donien aufzunehmen, müsse daher zeitnah ein-
gelöst werden. Ebenso müsse die EU mit Kosovo 
und Serbien im Dialog um die Normalisierung 
der Beziehungen weiterkommen. Für BuH hoffe 
Schütz, dass das Land beim Erfüllen der Anfor-
derungen für einen möglichen Beitritt voran-
komme und die Menschen im Land sich selbst 
mehr in der Landespolitik engagierten. Schütz 
betonte, dass der Ukraine-Krieg gezeigt habe, 
dass russische Propaganda in der Region sehr 
potent sei und dass das pro-russische Narrativ 
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insbesondere in Serbien stark wirke. Anti-EU 
Narrative, welche die russische Propaganda in 
der Region vorantreibe, seien Teil einer „hybri-
de[n] Kriegsführung“ vonseiten Russlands, der 
die EU nur durch eine glaubwürdige Außenpoli-
tik in der Region entgegentreten könne. Die 
Hauptrolle im Schaffen einer Resilienz gegen-
über russischer Propaganda müsse aber nach 
wie vor die Bevölkerung der Region selbst tra-
gen. 

Bodo Weber, politischer Analyst und Aktivist 
des Democratization Policy Council schaltete 
sich an dieser Stelle in die Podiumsdiskussion 
ein und kritisierte die Äußerungen von Bot-
schafterin Schütz scharf. Ihre Äußerung, dass 
das Sanktionsregime gegenüber undemokrati-
schen Kräften in BuH verlängert worden sei, sei 
zwar richtig, jedoch habe sie wichtige Tatsachen 
zur kürzlichen Änderung des Sanktionsregimes 
in ihren Äußerungen ausgelassen. Das Sankti-
onsregime sei wenige Wochen vor dem Stattfin-
den des Bosnien-Forums nämlich nicht bloß 
verlängert worden. Vielmehr hätte sich die Bun-
desrepublik laut Weber auf die Erpressung einer 
kleinen Gruppe von fünf illiberalen EU-Mitglied-
staaten wie Ungarn eingelassen, wonach der 
Prozess des Beschlusses von Sanktionen fortan 
nicht mehr der Zustimmung einer einfachen 
Mehrheit der Mitgliedstaaten bedürfe, sondern 
einen einstimmigen Beschluss aller EU-Staaten 
erfordere. Für Weber bedeute diese Änderung 
einen Todesstoß für das Sanktionsregime, viel 
mehr als eine gewöhnliche Verlängerung, wie 
sie seit 2011 stattgefunden habe. Das Sanktions-
regime würde künftig nämlich zum Spielball ei-
nes Viktor Orbán gemacht, welcher unter ande-
rem die Lieferung von Waffen an die Ukraine 
behindere. Außerdem werde damit auch Kroati-
en gestärkt, ein Land, das seit seinem EU-Bei-
tritt kontinuierlich jegliche Formulierung der 
Begriffsformel „equality of citizens“ in Bezug auf 
BuH durch die EU konsequent unterbinde und 
durch die Formulierung „equality of constituent 
people“ ersetzen lasse. Die Gleichheit der Bür-
ger sei aber ein integraler Bestandteil der Werte 
und ein Grundprinzip der EU, weshalb Weber 
von der Botschafterin eine Erklärung dazu woll-
te, warum die eigentlich unbedeutende Forma-
lität einer Verlängerung des Sanktionsregimes 
in Zukunft der Willkür einer illiberalen Minder-
heit der EU-Mitglieder ausgesetzt worden sei. 

Botschafterin Schütz bestätigte diese Entwick-
lung des Sanktionsregimes, erklärte aber, dass 
der Bundesregierung und der EU keine Wahl ge-
lassen worden sei. Hätten die EU-Mitgliedstaa-
ten dem Einstimmigkeitsprinzip nicht zuge-
stimmt, wäre das Sanktionsregime erst recht 
nicht zustande gekommen. Die zugestandene 
Einstimmigkeit erlaube es wenigstens, sich um 
den Konsens bemühen zu können und lasse so-
mit ein Fenster zur Fortführung der Sanktionen 
offen, während die einzige Alternative dazu die 
gänzliche Aufhebung des Sanktionsregimes ge-
wesen wäre. Somit stand die EU laut Schütz vor 
der Wahl zwischen Regen und Traufe und habe 
sich in dieser Situation für das kleinere Übel 
entschieden. Die Einstimmigkeit der 27 Mitglied-
staaten zu erreichen, sei in der Tat nicht ein-
fach, gab Schütz zu. Insbesondere Kroatien sei 
in Bezug auf die EU-Politik gegenüber BuH kein 
einfacher Partner, da sich das Land als Schutz-
macht der bosnischen Kroaten verstehe. Seine 
Rolle als Anwalt der Kroaten in BuH kollidiere 
mit der Rolle Kroatiens als EU-Mitgliedstaat, 
welcher die gemeinsame EU-Außenpolitik mit-
tragen sollte. 

Auswirkungen des Ukraine-Krieges auf 
Bosnien und Herzegowina
Zum Abschluss des Bosnien-Forums richtete 
Moderatorin Brand als letzte Frage an alle Pa-
nelist*innen, welche Auswirkungen ihrer Ein-
schätzung nach der Ukraine-Krieg auf BuH hat. 
Ćudić sah den tragischen Krieg in der Ukraine 
als Chance für die progressive Opposition BuHs, 
sich mehr und öffentlich sichtbarer zu engagie-
ren und somit den Bürger*innen eine Alternati-
ve zu einer Politik aufzuzeigen, deren Ergebnis 
ebenfalls konfliktträchtig ausgehen könnte, was 
ganz klar den Interessen der Bevölkerung wi-
derspräche. 

Turčalo sagte, er sei zu Beginn des Konflikts 
ebenfalls der Überzeugung gewesen, dass der 
russische Überfall auf die Ukraine das Potenzial 
berge, Änderungen in der Politik BuHs und der 
gesamten Region anzustoßen. Er sei zunächst 
davon ausgegangen, dass die politischen Akteu-
re BuHs wirklich versuchen würden, aus ihrer 
Forderungshaltung gegenüber der EU und an-
deren internationalen Akteuren herauszukom-
men und sich von Partnern, welche die Werte 
der EU nicht teilen, zu distanzieren, sowie sich 
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selbst engagierter für einen positiven Wandel 
im Land einzusetzen. Jedoch sehe er solche 
Veränderungen nicht über die lokale Ebene hin-
ausgehen, da er auf dem Niveau der Entitäten 
des Staates BuH aufgrund der ideologischen 
Aufladung der Debatte keine Chance auf Wan-
del sehe. Die Strukturen, die sich im politischen 
System BuHs etabliert hätten, seien so einge-
fahren, dass eine Änderung der politischen Ver-
hältnisse des Landes nur durch ein „Generatio-
nenprojekt“ zu stemmen sei, wofür zunächst 
aber eine Rückkehr des Glaubens an den Staat 
BuH langfristig in den Köpfen vor allem der 
jüngeren Generation etabliert werden müsse. 
Solange also der Bildungsbereich spaltende 
Tendenzen befördere, könne sich nach Ein-
schätzung Turčalos kein Konsens über die Zu-
kunft des Landes herausbilden.

Beharić pflichtete Turčalo bei, dass das Bil-
dungssystem BuHs nicht nur inhaltlich auf ei-
nem schlechten Niveau sei, sondern aufgrund 
der Spaltung auch die zukünftigen Wähler radi-
kaler Parteien hervorbringen würde. In der Enti-
tät Republika Srpska hätten die liberal denken-

den Bürger laut Malešević Scheu, ihre Ableh-
nung des russischen Überfalls auf die Ukraine 
zu äußern. Mit der bestehenden russophilen 
Struktur in der Republika Srpska sehe sie die 
Chance auf Veränderung pessimistisch. Ab-
schließend erklärte Malešević, dass sie die 
Einschätzung Turčalos teile, dass ohne eine 
grundlegende Reform des Bildungswesens eine 
Änderung der politischen Situation im Land 
unwahrscheinlich sei. 

Zum Abschluss des Bosnien-Forums 2022 fand 
eine Vorführung der Filmproduktion des Thea-
terstücks „Was haben wir gelacht – Kollektives 
Erlebnis einer Belagerung“ statt. Das Theater-
stück ist nach einer Idee der beiden in Berlin 
lebenden Künstlerinnen Maja Zećo und Ina 
Arnautalić entstanden und wurde 2021 urauf
geführt. Über ihre Entscheidung zur 
humoristischen Verarbeitung ihrer persönlichen 
Kriegs- und Belagerungserfahrungen im 
Bosnienkrieg (1992 – 1995) und ihre Erlebnisse 
sprachen Zećo und Arnautalić in einer anschlie-
ßenden Filmbesprechung.

Online Discussion
Food Security in the Western Balkans and the Republic of 
Moldova
Organizer: Southeast Europe Association, online via Zoom, 27 June 2022

Report by Viktoria Palm, Munich

Introduction
There is a global food crisis looming in the wa-
ke of Russia’s war of aggression against Ukrai-
ne. Russia and Ukraine are two of the world’s 
most important producers of grain, with a mar-
ket share of about one quarter of global ex-
ports. Not only are harvests and exports from 
Ukraine negatively affected by the war; Russia 
has also restricted its own exports of grain and 
fertilizers. It is thus expected that Russia’s ac-
tions will have dire consequences on global 
food markets. Poor countries who are net im-
porters of food are expected to suffer the most 
from looming shortages, either directly as they 
depend on imports from Ukraine or Russia or 

indirectly as market prices for food and other 
products rise. Against this background, the 
Southeast Europe Association organized an on-
line panel discussion on 27 June 2022 to ad-
dress the question to what extent the countries 
of the Western Balkans and the Republic of 
Moldova might be affected by the looming crisis 
and what national and intra-regional responses 
are at hand to avoid food security problems.

Discussion
At the beginning of the discussion, Stephan von 
Cramon-Taubadel, Professor for Agricultural Po-
licy and Director of the Department for Agricul-
tural Economy and Rural Development at the 


